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Vierte Titznnft
II. October 1864.

Geschäftliches: Eiuaeaaligene Petition des Aarriürcpcichters Kreuh,
— Berathung ülier den Bericht des III. Ausschusses, betreffend
die Allerhöchste Propositioi, Nro. ? wegen Aichnun der Wein-
fiisser in der Nheinprobinz. ^ llnterstützungsbi'willignng für die
Wittwe Hoffmann zu Bcanweilcr. — Berathuna über ein
Schreibe,, des,vru.?a»dtaas'Cum!nissar«, betreffend Aeschlüssc des 16.
ProUinzial^Landtags hinsichtlich der Arbcüs Anstaltzn Vrauwciler.

Der Marscbnll eröffnet dle Sitzung nm 12 Uhr.
Das Protokoll der henligen Sitzung führt der Abg.

Dr. Lcris.

Marschall: Es ist noch eine Petition eingegangen,
die der Abg. Frhr. v. ^eykam zn der scinigen qeinacht
hat, betreffend das Gesuch des Wegegeld^ Pächters Kreutz
mn Remuneration wegen des dei der Chanssee. Hedestelle
M Greoenberg gehabten Verlustes. Die Petition ist unter,
stützt und gehl an den V lI. Ausschuß.

Wir treten in die Tagesordnung ein, nnd ich ersuche
dcn Herru Abg. Frhr. u. Solemacher^Antweiler,
das Referat über deu Entwurf des Gesetzes wegen Aichnng
"er Weinfässer vorzutragen.

Referent Frhr. v. Holemacher-Antweiler: Der
vorliegende Gegenstand ist schon einmal dem Landtage vor¬
liegt'worden, nämlich im Jahr 1852, indem damals eine
Petition uon dem Abg. Bauer eingereicht wurde, worin
er beantragte, daß ein Gesetz erlassen werde wegen Aichnng
°er Wein- nnd Branntweiufässer. Der damalige Landtag
Mg indeß darüber znr Tagesordnung über, weil er der
Micht war, daß durch das Gesetz vom Jahr l,8lc> über
°N' Maß- nnd Gewichtsordnnng dieser Gegenstand voll-
Uändig erschöpft fei, und es des Erlasses eines ueuen Ge¬
setzes nicht bedürfe. Später hat die Regierung diesen Gc.
llenstand selbst in die Hand genommen und hat sich mit
"nzelncn Mitgliedern von verschiedenen Handelskammern
Und Producenten in den weinbauenden Gegenden in Bc.
Mimg gesetzt, und das Ergebniß der Bc'rathuug ist iu
"em vorliegeudeu Gesetzentwurf niedergelegt.
< Der Älisschuß meine Herren, hat' sich mich zunächstmit
°er Frage befassen müssen, ob es nöthig sei, daß ein Gesetz
«ach dieser Richtung hin erlassen werde, also mit der Be.
"urfnißfrage, und er hat sich z« dem Ende die weitere

Frage vorlegen müssen, was , entlich die Absicht des gegen¬
wärtigen Gesetzes, was der Zweck der Aichnng überhaupt
sei. Dieser Zweck der Aichnng ist fein anderes als daß in
glaubwürdiger Weise coustatirt wird, daß der Ranmgehalt,
welcher auf dem Faß eingebrannt ist, auch iu der That in
dem Faß enthalten ist, daß der Käufer eines Fasses Wein
mich die Ueberzeugung gewinnen muß, daß dasjenige Qnaw
tnni, welches auf dem Fasse iwtirt ist, anck wirklich dem
Inhalte cutspricht. Run gelaugte der Ausschuß zu der
Ueberzeugung, daß dicsc Absicht durch die bisherige ^cgis-
latio» nicht crreicht wird. Mau kam zunächst auf die tzH,
2ü nnd 27 des Gesetzes vom ^ahre l81,; über die Maß-
nnd Gewichtsordnnng. Der 8- 2<> bestimmt in Bezug auf
die Böttcher, daß lein neues, oder durch neue Dauben ver¬
ändertes Faß, worin Wein oder Branntwein verlauft wer¬
den soll, aus den Händen gegeben werde, ohne daß der
Inhalt in Berliner Quartzahl' darauf cingebranut ist. Der
Ausschuß war der Ansicht, daß das Mittel, dessen sich die
Böttcher, um deu Rauminhalt eines Fasses festzustellen, be¬
diene», uämlich die sog. Bisirruthe, nnznreichend sei, nnd
einzelne Herren des Ans'schnsses, welche mit dem >Hachuer.
hälluiß praktisch belauut siud, habeu iusbesoudere noch an
geführt, daß die Bisirruthe ein sehr trügerisches Mittel sei,
iudeul die Böttcher durch tüustliche Mauipulatioue» es da¬
hin zu bringen wissen, daß es häufig vorkommt, daß die
Quartzahl,'welche auf dem Fasse eingebrannt ist, fich nicht
in Ucbcreiiistimmung befindet mit dem wirtlichen Inhalt-
daß also dieser hinter dem auf dem Fasse uotirteu zurück¬
bleibt. Nun heißt es im 8. 27 des Gesetzes vom Jahre
18l»! zwar weiter, daß im Fall sich die Böttcher bei ihrcr
Operation Unrichtigkeiten zu ^ckuldei! kommeu lassen,
dieselben einer namhaften Strafe unterliegen sollen, Sie
sollen uämlich unrichtige Gefäße umarbeiten, nnd nach Um¬
ständen, wenn fie sich einer al'sichtliche»Täuschung dabei
schuldig machen, sogar eriminalrechtlichverfolgt werden dürfen.
Inzwischen war man im Ausschuß der Meinung, daß eine
derartige lHtrafandrohnng nicht dazu angethan sei, nm den
Zweck, den das Gesetz beabsichtigt, zu erreiche». Man uer-
kannte im Ausschuß feruer nicht, daß es im Gesetz noch ein
anderes Institut giebt, welches sich mit dem Aichnngswesen
befaßt, nämlich die Aichungsämter, die, wenn sie darum au¬
gesucht werde», die Aichuug vor,muehmenhaben. Allein das
Gesetz hat eiueu Zwang, daß die Äichuugsäinler angegangen
werden müsse», nicht auferlegt, uud da uach h. ti diese
Aichungsämter blos in deu verkehrsreichenStädten errichtet
werden sollen nnd errichtet worden sind, so hat mau sich
nicht verbergen können, daß dadurch für die Bewohner jener
Gegenden, welche vou solche» Orte» e»tfenu liege», große
Unbequemlichkeiten entstehen, weshalb auch die Aichungs¬
ämter mir in seltenen Fälle» angegangen werden. Ans
diesen Gründen hat der Ausschuß angenommen, daß die
Vorschriften, welche in dem Gesetz v. I. l«l<i liegen, nicht
hinreichen, um den beabsichtigten Zweck zu erreichen. —

Es ist in den Motiven 'hervvrgehoben worden, daß ein
Uebelstaud auch darin liege, daß den Aichnilgsämten, häufig
uicht die geeigneten Persönlichkeiten zu Gebote stehen, oder
daß dic zum Aichuugsweseu erforderlichen Apparate nicht
stets vorhanden seien. Das hat aber dem Ausschuß uicht
stichhaltig erschieueil, weil in solchen Fällen der Staat für
bessere Persönlichkeiten und für das Borhandensein der er
forderlichen Apparate zn sorgen haben würde. In den
Motiven zum Gesetz ist endlich noch die Gewerbeordnnug
v. I. 1845 angezogen worden, wonach an Privatpersonen
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die Eoncessio,i ertheilt werden darf, Vermessungen vorzn
nehmen. Indessen erschien dem Ausschuß die Möglichteit,
zu derartigen Privatvermessungsanstalten Zuflucht zu neh-
nehmen, noch weniger als ein geeignetes Mittel, dem bis¬
herigen Uebelslande abzl,helfen, weil in dieser Veziehnng für

die Interessenten noch weniger ein Zwang vorliegt. Es
würde nun leine Frage sei», daß wenn Iemaud von einem
Anderen ein Faß Wein tauft und er sich über den Inhalt
vergewissern will, dies am sichersten dadurch zu bewirten
wäre, daß er sich das Volumen Wein vormessen läßt. Es
liegt aber in der Natur der Sache, daß dies Mittel nament¬
lich bei großen Weinverlaufeu unzureichend und uuzwecl-
mäßig sein wird.

Aus diesen Gründen war der Ausschuß der Ansicht,
daß die Neoürfnißfrage, ob nämlich nach dieser Richtung
hin es nöthig sei, ein neues Ersetz zu erlassen, weil das
besetz v. I. !«l<! uicht ausreichend sei, bejaht werden
müsse, und ich stelle dem Herrn Marschall anheim, über die
Bedürfnißfrage die Diseussiou zu eröffnen.

Abgeordneter l.r. Wurzer: Hieine Herren, ich
stelle deuÄnirag, über den Ges tzentnurf zurTagcsordnuug
überzugehen, und ?war aus dem einfachen Grnude, weil
das besetz dem Einen nichts nützen, dein Andern aber
viel schaden kann.

Dies Aichnngsgeietz giebt weder dem Käufer noch dem
Verkäufer die geringste Sicherheit. Es handelt sich nm
hölzerne Gefäße, deren Volum,» ohne nnier Hinzuthun
sich jede!' Augenblick verändert, und das Gesetz hat das
auch vorgesehen, denn es bestimmt, daß wenn ich nicht
mit der Aichuug aus dem Faß zufrieden bin, ich eine
nochmalige Aichuug beantragen kann; das Gesetz erteunt
damit selbst au, daß die Aichung nicht >o» Bes'aud ist.
Es ist aber eine Belästigung für deu Winzer, die unge-
Heuer ist, und ich werde mir erlauben, das näher Zu be¬
leuchte». Ich uehine beispielsweise eine Gemeinde an,
welche U'lX» Fuder Weiu produent, und nun die Aichung
vornehr.n u läßt. Die Aichung für jedes Fast würde eine
halbe Stunde ausma^eu, und die Gemeinde muß tausend¬
mal die Vergütiguug dafür aufbringen. Nun kommt nach
14 Tagen der Käufer, uud sagt, ich bin mit der Aichuug
nicht zufrieden, und wünsche eine neue. Nun saugt diese
vou vorne an; es sind also die Kosten noch einmal z/.
bezahlen, und schützt also die Aichnug weder vor Betrug
noch vor Zufall Bor Betrug aus folgenden Gründen nicht:
Ich nehme das Beispiel au, daß ich früh um 10 Uhr
eiu Faß habe aichen lassen; das Faß muß hiebci mit
Wasser gefüllt und wieder leer gemachl werden Nun
nehme ich das Faß leer nach Hause, nehme eiu Paar
Dauben heraus, biude es wieder eiu, und es hält nun
so und soviel Quart weuiger. Also um 10 Uhr Bor¬
mittags hat das Faß U'W Quart, Nachmittags 9u<» Quart.
Das ist leiue Garantie, uud der arme Winzer hat
nnuöthige Kosten davon gehabt.

Ans der andere« Seite ist es uicht richtig, was der
Herr Referent gesagt hat, de,st es schwierig sei, eine Menge
von Fässern zu messe», sobald das Faß leer vou Wein,
ist es eine Kleinigkeit, dasselbe mit Wasser zu fülle», und
wenn bei einer Versteigerung hundert Fuder verlauft
werden, so werden sie nicht zu einer Stunde abgeholt;
jeder Käufer wird zu einer anderen Zeit kommen, nnd fo
kann dann jedes Faß bei dieser Gelegenheit geaicht werden,
Die gcmze Procedur ist zu nichts nütze, und rz.? ge<

eignet, den, arme»! Winzer eine neue Anlage aufzm
bürden, und ihn in seiner Thätigkeit zu beschränken. Es
werden auch uicht die meisten Fässer vom Küfer gemacht.
An der Mosel macht der Producent seine Fässer selbst, er
macht sie nach seinem Holze nno nach der Ehabloue, so
gut er kauu; wer nachher bei ilnu laust, muß dasselbe
Uvrmesseu. Wenn etwas geschehen soll, was bereits in
den meisten Weinbau treibenden ^emeiudeu eristiri, so
sind es Maße die dort stehen, bei de» Einern oder
Schröter» aufbewahrt werden (sie werde» Stütze» genannt)
halten 4 Maß ^- l6 Qnart und daraus wird der
Inhalt des Fasses berechnet. Wird ein Handel abge-
schlössen, s? bedingt d.r Käufer, der mit den 'Maloeryält-
nissen nicht bekannt ist, das Faß durch stützen messen zu
lassen, es geschieht dies von dem Küfer sofort. Der
Käufer sieht wie viel Quart es enthält Ich glaube daß
durch die Aichung dem Betrug ^chür uud Thor g üfsuct
wird. Wenn ein Coniumeut auf die Idee kommt, bei
dein Producenten selbst Wein zu laufen, und ein Faß
sieht, ans weichem ><»<»<>Quart eingebrannt sind, so glaubt
er weuiger, daß ein Irrthum stattfinden könne; nnd findet
zu fpät, daß ein paar hundert Flaschcu fehlem —

Es ist iu der Gewerbc'Qrduung gesagt, lein Küfer
solle das Faß ans den Händen geben, ohne daß es vor¬
her gemessen sei. Der Mann macht aber die Fässer zu
Hun erieu, vertauft er nun dieselben unmittelbar nach der
Aichnng, w kann er für den Inhalt garanüren, liegen
aber die Fässer längere Zeit trocken, oder werden sie ans
alten Fässern umgearbeitet, so paßt die Aiche nich' mehr.
Der Manu lauu,' ohue es zu wissen uud zu wollen, eine
verkehrte Aichnug darauf habe».

Die Herreu werden schon gesehen haben, daß, je
nachdem der Keller troetVu oocr feucht ist, die Böden sich
verziehen und dadurch lau» eiu Il»ter,chied uo» zehn bis
fünfzehn Qnart entstehe», ohne daß der Eigenthümer es
selbst weih.

Wozu aber nun dem armen Winzer diese neue ^ast
auflegen? Was ich dabei für fehr wichtig halte, ist, daß
der Herr Minister sich vorbehält, den Satz für die Aichuugs-
K,.,sten näher zu bestimme».

Es giebt se,w arme Gemeiudeu iu den weiubaw
treibenden legenden, und was für eine Auflage für
eiuc solche hieraus erwachsen kann, können Sie sich leicht
deuten.

Ich bin daher der Ansicht, wen» Sie ein Gesetz der
Art machen wollen, dann ist e« besser, zu sagen: in
jeder Gemeinde muß ein gerächtes Maß vorhanden sein,
damit für denjeuigeu, de, sich nicht ans die ,^oealver-
haltnisse versteht,' ein ihm 'bekanntes Maß seststeht.
Wer dies benutzen will, mag es dann bezahleil; wer
es aber nicht thun will, den, soll man nicht unnütze
Kosten auferlegen.

Abgeordneler Wachter: Es ist keine Frage, wen«
die Sache so liegt, wie sie Herr t>r. Wurzcr ausgeführt
hat, daß ich mich dann dagegen enläreu muß, weil dcw
armen Winzer eine nene ^ast auferlegt werden soll-
Die Sache liegt aber d och etwas anders. Die Petition
ging von der Mosetgegend aus, und zwar von den
Produeenteu, allerdings mich von Weinhändlern. Ma>'
kann die Mosel herauf und herunter reisen, so sucht
mau auf jedem ^asse die Zahl 8<>4 Qnart. Viele Käuf^'
die mit dem Weinhandel nicht vertraut und, laufen und
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glaube,! den richtigen Inhalt darin zn finden, worin sic
sich aber später getäuscht sehen. Die Petition der Mosel-
bcwohner ist von der Handelskammer in Eoblenz und
Trier umerstützt, nnd ini ^cassanischen, Kessischen und
in Nheinbaiern ist dieses Aichungs - Verhältniß ziemlich
prä.ise bestimmt,

Wenn mm gesagt wird, daß die Fässer, nacbdem
sie jetzt geaicht wären, eine Etnnde später dadurch/daß
man eine Daube heraus nimmt oder einen andern Bo¬
den in das Faß macht, einen geringern Gehalt hätten,
so ist das in sofern richtig, wenn die Aichnng nickt
genügend angebracht ist. Es ist aber doch so leicht
nicht, eine Daube aus dem ,^-aß herauszunehmen, denn
geschieht dies, so muß doch das ganze Faß umgearbeitet
werdeu, Ist nun die Aichnng richtig angebracht in
Verbindung mit den obern drei Dauben/ dann bat
man stets eine ziemliche Gewißheit von dem Gehalte
des Hasses.

Jedenfalls wird etwas dnrch das vorliegende Gesev
mit den Znsatzanträgen erreicht, und ich bin dafür, daß
unter allen Umständen die Vornahme dieser Aichnng
wünschenswerth ist, zugleich aber auch der Meinung,
daß dies, in der Art, wie es nm Nheine und an der
Nahe eingeführt ist, dnrch eine Verordnung auch für
die Mosel erreicht werden taun.

Marschall: Erlauben Sie mir ein Won über den
Gang unserer Verhandlungen. Der Gegenstand, der uns
beschäftigt, ist eine KöniglicheProposition' nnd das Decorum

^n/ !^ll>^ ^,1/l! ^,l>^,,, ^ <.^^injnißfrage,
Herr Referent an die Spitze gestellt haben
teren Erörterung vorzubehalten. Wenn die aug,
cussion für erschöpft gehalten wird, dann gehen wir zu den
einzelnen 88- iiber und es wird dann die Frage z» stelle»
sein: soll das also amendirte Gesetz angenommen werden
oder nicht.

Abgeordneter Brenn«,: Ich glaube nickt, daß das,
was der Herr College Wachter vorgetragen hat, den Ein¬
druck zn verwischen im 'Stande ist, den die Ausführung des
Herrn l>. Wnrzer bei Ihnen gemacht hat, nnd meine Er-
fahrung, die ich bei den Gerichten in dieser Beziehung gemacht
habe, spricht dafür, daß ich das, was Herr I)r. Wurzer über
die Uuzwectmäsngkeit des Gesetzes vorgetragen hat, völlig
gegründet finde. ' Es foll eine gewisse Rechtssicherheit dnrch
dies Gesetz erzielt werden, nnd die nächste Frage dabei ist
die, für we» soll diese Rechtssicherheiterzielt werden ? Darauf
sagt nnm! für den Käufer, damit derselbe dnrch den bloßen
Anblick eines mit der Aichnng versehenen Fasses gleich den
Gehalt wisse. Daß die Sache aber illusorisch ist, hat Herr
'>r. Wnrzer auseinandergesetzt, uud es tann nicht bezweifelt
werden, daß dem Betrüge Thür und Thor geöffnet wird,
wem, diese Art der Aichnng beliebt wird.

Wenn ^ie einen Blick in das Gesetz selbst thnn und
die tztz. 5. ,md tt in's Auge fassen, so werden Sie finden,
daß das Gesetz nicht den beabsichtigten Zweck erreichen tann.
^cr Winzer soll bei Strafe angehalten werden, lein uuge-
«tchtes Faß zum Verlaufe zu stellen. Ruu wissen wir aber,
daß die großen Weinhändler sich mir an den großen Ver-

tehrsstraßeu etabliren, und es werden gewiß die Weiuhändler
oder Produceuteu, die auch taufen uud verlaufen, ihr ^ager
dorthin verlegen, wo ein Aichuugsamt nicht eristirt nnd 'so¬
mit vom Gesetz befreit werden. Das tann doch unmöglich
Rechtens werden sollen. Es würde, wie Herr Dr. Wurzer
ausgeführt hat, der tleiue Winzer mit einer Steuer belastet
werdeu, die er taum ertrage» taun, währeud der große Wein-
Händler in der ^cige ist, sich ganz dem Gesetzezu entziehen.

Dann ist der' 8- <>- meines Erachlens ein Beweis, we
unzweckmäßigdas ganze Gesetz erscheinen mnß.

Wenn nämlich ein älteres Faß zum Verkaufe gegeben
wird, so hat dabei der Käufer das Reckt, wenn er dem
daranf verzeichnetenGehalte nicht Glauben schenkt, eine neue
Aichnm, zu uerlaugeu, uud da bestimmt der 8, l>., daß ge
wissermaßeu eine Wette eiugegaugeu werdeu muß. Denn
sobald die Prüfung keinen größern lliM'rsckied gegen die auf
dein Fasse vermerkte Gehaltsangabe als ein halbes Procent
ergibt, so sollen die Äichnngstosten densenigen treffen, der
das Verlangen gestellt bat; im andern Falle den andern
Eontrahenten. Wenn die contrahirenden Parteien einander
nichc trauen, so müssen sie dnrck Vertrag ihre Rechtsver¬
hältnisse regeln, ^a'ßt mau die Ermtrabenten dnrck einen
Vertrag sich vergewissern, wie sie den Gehalt des Fasses
constatiren wollen, so wird das den Verkehr nicht hemmen
nnd es ist vollständig dem Interesse eines Jeden geuügt.
Will man also den Verlebr nickt hemmen, so kann man
dem «besetze nicht zustimmen.

Abgeordneter I-»r. Wurzer: Ick wollte inir eine
turze Bemerkung erlanben, nnd zwar dahin, daß ich den
Vorschlag des Herrn Wachter aceeptire, aber zu meinem
Nützen, Er sagt, die Fässer sind alle gebrannt, aber dieser
Brand entspricht dem Inhalte nicht; Zweitens sagt Herr
Wachler - das ganze Faß müsse umgearbeitet werden, wenn
ein Betrug geschehe»solle. Das ist wahr, aber das Um¬
arbeiten eines solchen Fasses tostet höchstens 2<» Sgr, und
wenn der Mann dadurch einige Maß Wein gewinne» tann,
so hat er bald hinreichenden Ersatz für diefe Ausgabe, »ud
ich glaube demnack, daß anck dieser «-.rund wegfällt.

Referent Frhr, v. Solemacher - Antweiler: Es
handelt sich im Angenblickenicht darin», ob das Gesetz gut
ist oder nicht, ob es amendirt oder nicht amendirt werden
müsse. Die Frage, die nns in diesem Angenblickebeschäftigt,
ist keine andere, als die, ob es nach den bisherigen ^egis-
lationen nothwendig oder nützlich sei, daß eine anderweite
Verordnung erlassen werde, nnd erst, wenn diese Frage be¬
jahend ausfällt, wird es an der Heit sein, die einzelnen Be¬
stimmungen des Gesetz Entwurfes zu distutire».

Es steht, wcu» ich nicht irre, nach der Geschäftsordnnng
dem Referenten zu, eine fvlche Frage zur Abstimmung bringen
zu lassen.

Marschall: Es steht dies allerdings den, Referen¬
ten frei. Es fragt sich aber, ob nickt dnrck ein folches Ver-
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fahren die Einzclbcrathuugder tztz. des Gesetzesgänzlich
abgeschnitten wird. Ich halte also dafür, daß wir zunächst
über die einzelnen Theile des Gesetzes berathe» nnd dann
erst eine Abstimmung über das Wanze stattfinden lassen.
Denn ich taun nicht zugebe,!, daß dnrch ein Nichteiiigehcu
auf die Einzelheiteneine Allerhöchste Proposttiou abgelehnt
werde.

Referent Frhr. v. Holemacher-Antweiler: In
dem Falle aber, daß die Versammlung erklären sollte, die
bisherige Gesetzgebung in diesem Punkte sei eine unzurei^
chcnde, dann würden wir zn der Nothwendigkeitkommen,
das Gesetz speciell zu berathen.

Marschall: Wenn aber der Fall umgekehrtein.
tritt und eine verneinende Antwort abgegeben wird?

Referent Frhr. v. Solemacher-Antweiler: Dann
allerdings würde eine weitere Berathung des (Gesetzes nicht
nothwendigsein.

Marschall: Ein solches Verfahren darf ich aber
nicht zulassen.

Es hat sich Niemand weiter zur allgemeinen Discussion
gemeldet und kommen wir daher znr Berathung über die
einzelnen tz8-

Je nachdem die einzelnen 8tz. angenommen oder abge¬
lehnt werden, wird sich dann an: Schlüsse von selbst er¬
geben, in welcher Fassung es zum Gesetz erhoben werden solle.

(Zustimmung.)
Wir kommen also zu der Berathung über tz. I. des

Gesetzentwurfs.
Referent Frhr. von Solemacher-Älnrweiler:

Der Ausschuß war demnächst einstimmigder Ansicht, daß
durch den vorgelegten Gesetzentwurfdie Absicht des Ge¬
setzgebersnach allen Richtungen hin erreicht werde. Der
Ausschuß ist sodann auf die Berathung der einzelnen^-
eingegangen, und er empfiehlt, daß dieselben sämmtlich
so/»nie sie proponirt worden sind, angenommen werden
möchten. Nur bei einem 8- ist ein Zusatz beliebt worden.
Es ist dieses § 1 Er lautet: „Die weintreibenden Ge¬
meinden der Rheinprovinz sind verpflichtet, Anstalten zn
errichteil und zu unterhalten, welche den Naumgehalt
der zur Aufnahme von Wein bestimmtenFässer zu ver
messen und zu beglaubige» haben. Diese Faß-Aichungs- i
Anstalten sin> der Anfsicht der Aichuugs-Eommissionen
unterworfen." Zwischen diesen beiden Alineas ist ein
Zusatz iu der Weise vorgeschlagenworden, daß es heißen
möge: „Die Gemeinden' ernennen das erforderliche Per¬
sonal und verwalten die zu erhebenden Gebühren (ß. 3)
für eigene Rechnung."

Zu diesem Zusätze ist der Ausschuß dadurch gekom¬
men, weil es nach dem Entwürfe zweifelhaft verbleiben
könnte, ob das Ernennungsrecht auch wirklich auf die
Gemeinden dcvolvirt werden solle, und weil, was die
Verwaltung der Gebühre,! für eigene Rechnung betreffe,
dies eine Forderung des Rechts und der Billigkeit ist, indem
derjenige, welchemdie Lasten zufallen, auch die etwaigen
Vortheile beziehensoll.

Marschall: Der §. 1 des Gesetzentwurfs scheint
mir mehrere Fragen zu enthalten.

Die erste Frage würde sein, ob es zweckmäßig lst, daß
die weinbautreibenden Gemeinden verpflichtetsein sollen,
Anstalten zu errichten und zu nnterhalten, welche den
Gehalt der Fässer zu vermesse» uud zu beglaubigen
haben. ,, ,

Die Einreden einiger Herren Redner, welche dagegen
gesprochenhaben, gingen dahin, daß, wenn auch die
Nichungsämtcr zweckmäßig seien, gleichwohl gecnchte
Fässer nicht benutzt würden.

Abg. l)e. Wurzer: Die Herstellung der Aichämter
würde einfach zu bejahe» fei»; mau muh sich dabei mcht
einen großen Apparat mit vielen Instrumente» deuten;
es ist ein einfaches gcaichtes Maß und em Brand,
womit die Fässer zu bezeichnen sind. Eine» solchen zu
beschaffen, wird für die Gemeinden keine große Mühe
verursachen, und ich glaube, daß es »ur wemge Ge¬
meinden gibt, die solche Einrichtungennicht bereits haben.

Wen» Sie aber wolle», daß die Gefäße rund herum
eingebraunt werden, u»d daß ei» Akt über die Lauge,
Breite u»d Höhe derselben aufgenommen werde, dann
müssen Sie auch einen darin erfahrene» Mcmn haben.
Die Aiche aber, wie sie jetzt bei uus besteht, taun jeder
Bauer verwalte». Es wird mit dein Manne nöthigcn-
falls ei» Accord gemacht, daß er mit dem Apparate, den
die Gemeinde «»geschafft hat, die Fässer nicht und brennt.
Der Brand in übrigens nicht einmal nothwendig, da
man der Aiche nun für den Augenblick Verträum fcheutt,
und es genügt, wen» die Maße mit Kreide aufgeschrie¬
ben werden. ^, ^

Nur soweit bin ich für die Beschaffung der Aichnngs-
Instrumente.

Abg. Brenn«;: Der 8- > kann nicht selbständig
für sich behandelt werden; man muß hierbei de» tz. 3
hiiizuuehmen. 8- l sagt allerdiugs, daß Aichuugsämter
sollen errichtet werde», aber wie das geschehe»soll, dies
ist nach tz. :i dem Minister für Handel, Gewerbe und
öffentlicheArbeiten zu bestimmen vorbehalten, uidem der-
felbe ermächtigt ist, die Einrichtung der Faß - Aichnngs-
Anstalten, der i» Anwe»duug zu bringenden Geräthe,
das Vermessungsverfahren, sowie die vou den An¬
stalten für die' Vermessnng zu erhebcudeu Gebühren
durch Instructiou festznfetzen. Mit dem tz. 1 haben wir
also ini Allgeweinen gar nichts, wenn nicht der 8 3 znr
Erläuterung mit hiuzugezoqen wird. Wenn wir nicht
wissen, welche Geräthe angeschafft werde» follcn u. f. w.,
kurz wie das ganze Verfahren bei dem Aichamte ausge¬
führt werde» soll, kau» mau auch deu tz. l uicht billige»,
denn es wird darin nicht gefagt, wie es im Einzelneil
geschehen soll. Man kaun im Allgemeinen das Gesetz
billigen nnd auch die Möglichkeit zugeben, daß es gut
ausgeführt werde, da mau aber uicht wissen tau,'., was
der 'Minister für Haudel und Gewerbe bei der Ausfüh¬
rung bestimmenwird, so kann man der Gesctzcsvorlage
nicht zustimmen.

Abg. Bachen»: Ich möchte dem Herrn Vorredner
nicht beipflichten. Die Neuerung des Gesetzes ist speciell
dahin ausgedrückt, daß von nun an die weinbantrei-
benden Gemeinden der Nheinprovinz die Verpflichtung
haben sollen, Aichungs-Anstaltenzu errichtru. Und diese
Frage hängt zusammen mit der Vorfrage, die bereits
ausführlich discutirt worden ist.
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Wenn der Herr Lcmdtags-Marschall die Frage stellt,
ob der tz, 1 angenommen wird, so wird mit dieser Ab¬
stimmung über das Schicksal des Gesetzesentschiede!,.

ienn die Versammlnng sagt, der des Entwurfs
wird nicht angenommen, so erscheint eine fernerweite
Berathung über die andern Htz, des Gesetzesnicht noth¬
wendig. 'Wenn aber die Versammlung beschließt, der
§. 1 wird beibehalten, dann ist es denkbar, daß später
das Gesetz, je nachdem es amendirt worden ist, nicht
angenommen wird, nnd es wird darüber am Schlnh
gesprochen l,nd entschieden werden. Ich glaube also,
daß es zweckmäßig ist, den ersten Satz dcs'ß. 1 ^ ab¬
gesehen von dem Zusätze des Ausschusses - zur Annahme
zu stellen.

Marschall: Ich trete dieser Meinung vollständig
bei. Ich habe aber nicht die Befugnis; gehabt, das Ge¬
setz ohne Weiteres, namentlich ohne eine Discussion über
die eiuzetuen tztz. eingegangen zu sein, fallen zu lassen
Wenn aber in einem Gesetze Bestimmungen au den Kopf
gestellt sind, die über das ganze Gesetz entscheiden, und
diese abgclelmt werden, so glaube ich, ist es lein Verstoß
gegen das Decorum, welches wir der Kgl. Proposition
schuldig sind, wenn wir auf die weitere Berathung ver¬
zichten.' Es liegt dieses wohl in der Natur der Sache.

Referent Freiherr von Holemacher - Ant-
weiler: Allerdings bildet §. 1 den Kern der Materie
und wenn dieser fällt, würde selbstverftäudlichdas ganze
Gesetz fallen müssen, und sonach in die Discussion der
übrigen Paragraphen nicht weiter einzugehen sein,

Marschall: Es fragt sich, ob noch jemand über
Alinea ^V des 8. 1 das Wort verlangt? Der Abgeord¬
nete Vachem hat das Wort.

Abg. Bachen»: Ich stelle den Antrag, daß es der
hohen Versammlung gefallen wolle, den ersten Satz des
§. 1 zur Abstimmung zu bringen.

Marschall: Da niemand weiter sich zum Wort
gemeldet hat und auch nichts gegen den oben gemach¬
ten Vorschlag erinnert wird, so kommen nur zur Ab¬
stimmung.

Wir wollen versuchen, zuerst durch Sitzenbleiben
und Aufstehen abzustimmen und werde ich diejenigen
Herreil bitten, welche für die Annahme des Alinea 1
des H, 1 sich entscheiden, sich von ihren Plätzen zu
nheben.

Dieses Alinea lautet folgendermaßen:
„Die weinbantrcibendcn Gemeinden der Nheinpro-

vinz sind verpflichtet, Anstalten zu errichten uud zu unter¬
halten, welche den Naumgehalt der znr Aufnahme von
Wein bestimmten Fässer zu vermessenund zu beglau¬
bigen haben."
' Ich bitte diejenigen Herren, die für dieses Alinea

nünmen wollen, sich zu erheben.
(Es erhebt sich die Minderheit:)

Das Alinea 1 des H. i ist abgelehnt.
Da Sie die Vorlage abgelehnt haben, so würde

selbstredenddie entsprechendeAdresse zu entwerfen sein,
w welcher die Gründe anzugeben sind, weshalb wir
das ganze Gesetz für unannehmbar erachteten.

Ich ersnche jetzt den Abg. Schult, das Referat vor¬
zutragen über den Antrag der Wittwe des vormaligen
Inspektors Hoffmann wegen Fortbewilligung der Unter¬
stützungvon 5 Thalern monatlich.
(Der Referent Schult verliest das betreffendeReferat.)

Das Referat trägt alfo darauf an, daß der Wittwe
Hoffmann wie bisher auch pro 1865 und 1866 eine
Unterstützung von 5 Thalern monatlich gewährt werde.

Wenn Niemand das Wort verlangt,' so brauche ich
wohl keine Discussion zu eröffuen und darf annehmen,
daß der Vorschlag allgemein angenommen ist.

(Zustimmung.)
Der Antrag ist angenommen.
Das nächste Referat betrifft die Bcfchlüsfedes 16.

RheinischenProvinzial-Laudtags in Betreff der Arbeits-
Anstalt zu Vrauweiler.

Referent Abgeordneter von der Heydt: Der 16.
Rheinische Provinziell - Landtag hat in Bezug auf die
Arbcits - Anstalt zu Vrauweiler verschiedeneBeschlüsse
gefaßt, welche mittelst Schreibens des Landtags-Mar-
fchalls vom 14. December 1862 zur Kenntniß des Ober»
Präsidenten gebracht wurden. Se. Excellenz haben in
seinem Ncfcript vom 9. October d. I. die gegenseitige
Stellung des Ober-Präsidiums und des 'Provinzial-
Landtags zu der Provinzial-Arbeitsanstalt auseinander¬
gesetzt.

(Verliest den betr. Bericht.)
Ich bitte nun den Herrn Landtags-Marschall, dir

Versammlung zu fragen, ob sie mit dem Bericht einver¬
standen ist.

Marschall: Ich eröffne die Discussion. Herr
Bachcin hat das Wort.

Abg. Bachen»: Ich erlaube mir vorauszuschicken, daß
man wohl mit dem Antrage des Ausschusseseinverstan¬
den sein kann, aber eiuem Motive glaube ich nicht ganz
beipflichten zu können. Es wird uämlich gesagt, daß
nach der Vestimnmug der Gemeinde-Ordnung vom Jahre
1845, die Vertretung der Gemeinde nur ein Gutachten
abzugeben habe iu Bezug auf die Verpflichtung, welche
den Armen- uud Provinzial-Instituten gegenüber maß¬
gebend sei. Das ist ganz richtig nach der noch beste¬
henden Gemeinde-Ordnung. 'Reben der Gemeinde-Ord¬
nung vom Jahre 1845 besteht aber die Städte-Orduung,
und diese enthält eine solche Modification nicht, und es
scheint daher nicht zweckmäßig,ein Motiv hineinzubrin¬
gen, was nicht allgemein für die ganze Provinz paßt.
Deshalb möchte ich mir den Antrag erlauben, daß der
Passus, der auch in dem Schreiben vorkommen wird,
wegfällt, worin auf die Analogie der Gememde-Orduung
v. I. 1845 Bezug genommen'wird. Ich glaube, es ist
nicht nothwendig, diesen Grnnd aufzunehmen, indem aus
dem Verhältnisse selbst, in welchemdie Anstalt zu dem
Ober-Präsidenten steht, schon hinreichenddie Motive sich
ergeben, um dem Antrage selbst beizustimmen.

AbgeordneterGontzen Aus den mitgetheiltenVer¬
handlungengeht hervor, wenigstens den Eindruck hat es
auf mich gemacht, daß der Herr Ober>Präsidenteinen ganz
besondern Anstoß an unsern Anträgen aus dem Grunde
genommen hat, weil sie in die Form eines Beschlussesge-
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bracht worden sind. Der Provinzial ^andlag hat verschie¬
dene Beschlüssessefaßt, sowohl wegen des qnäst. Vehrers, als
auch sonstiger Positionen des Etats, Der Herr Oder Prä'
sidcnt hat nun das Reglement über die Verwaltung uon
Branw eiler zu Grunde gelegt, nm uns zu belehre», daß
wir leine Beschlüsse zu fassen hätten, Ein Rückzug muß
nach meiner Meinung angetreten werden und wird in der
Veziehnngeintreten töuueii, insofern iiiau zugibt, daß, ivenii man
das Wort „Beschluß' iu seiner ganzeil Bedeutung nimmt,
der frühere Vaudtag zu weit gegangen ist. Dieser Rückzug
wird aber nach meiner Meiuung am besten dadurch gedeckt,
daß man sagt - wir haben uus zwar des Wortes „Beschlüsse
bedieut, die eigentliche Bedeutung unserer Beschlüsseist aber
mir die der Anträge oder Gutachten gewesen. Deshalb hat
der Ausschuß es für zweckmäßigerachtet, daß man fich auf
Gesetzes - Bestimmungen bezieht, wo die Handlungen und
Aussprache des Gemeiuderaths Beschlüsse geuauut siud, ob
gleich sie wirtlich mir Gutachten rcpräse'utireu, und ebeu
deshalb hat man nicht die Städte Ordnung allegirt, weil
darin feine solche Bestimmung enthalten ist' Gerade in der
Gemeinde-Ordnung u. I. I^l,"> i>>ißt es aber: die Ge¬
meinderäthe haben zu beschließen über Angelegenheiten des
Armenwesens, die Polizei-Verivaltmig u, s. ni. Diese Be-
schlüsse sollen aber nur Gutachten sein' und der Geuehiuiguug
der Aufsichtsbehörde bedürfen. Der Ausschuß glaubt, daß,
wenn er eine solche Interpretation den gebrauchten Worten
zu Grunde legt, er dadnrch am besten deu Rückzug deckt.
Deshalb glaube ich, daß der Vorschlag des Ausschusses
acceptirt werden kann. Wir wissen sehr gut, daß die Städte
in dieser Beziehung freier gestellt sind, für den setzt in Rede
stehenden Zweck müssen wir aber die Gemeinde - Ordnung
von Il>45) allegiren, und nicht die Städte Ordnung, weil
in der Gemeinde Ordnung der Ausdruck „Beschluß" in der
angegebenen Bedentung vorkommt.

Referent von der Heydt Ick, glaube, der Herr
Vertreter für Aachen wird sich überzeugt haben, daß der
Ausdruck ein nnverfäuglicher ist. Es war uus mir darum
zu thun, eine Exemplification anfznstellen, oder eine Analogie,
um uns auf ein Gesetz berufen zu tonnen, welches Beschlüsse
Outachten nennt. Sonst hätte man sagen können, Eure
Beschlüsse sind Anträge, aber Ihr habt sie Beschlüssege-
nannt. Da haben wir also dem Herrn Ober Präsidenten
ein Beispiel geben »vollen: es existirt ein Gesetz, was von
den Behörden erlassen ist, und in diesem werden bestimmte
Gntachten Beschlüssegenamtt. Aus diesem Gruude habeu
wir also eine Analogie angeführt, und ich glaube, daß das
ganz unverfänglich ist.

Abgeordneter ^nchem: Ich muß gestehen, daß ich
durch die beiden Herren Vorredner nicht überzengt worden
bi?. Der Landtag ist Vertreter der Provinz, und es finden
sich hier Vertreter seitens der Städte und «eitens der
Landgemeinden. Wenn man nun ein Gesetz anrufen will,
um dasjenige, was durch die Vertreter der Städte und der
Landgemeinden vorgeschlagen ist, zu begründen, so müßte
man ein allgemeines Gesetz haben, was auf beide Cor-
porationen Anwendung findet. Wir haben aber ein solches
nicht, und es taun ein Gesetz, was blos für den einen Theil
der Korporationen maßgebend ist, nicht dazu dienen, einen
Niickzng zu decke», der gemacht werden soll im Interesse
beider Korporationen. Ich bin der Meinung, daß es auf
die Auführuug gerade dieses Motivs nicht ankommt, weil

ich glaube, daß in den bestcheudeu Institiitionen hinreichende
Motive sind, nm dasjenige, was das eigentliche Petitnm
des Anöschiissesist zn rechtfertigen, und ich mache keinen
Antrag gegen den Schluß Antrag des Ausschusses, sondern
nur gegen die Motivirnng, da ich es für besser halte, wenn
man die Bezugnahme ans die Gem.mwe Orduuug von
1«45< wegläßt.

Abgeordneter Gontzen Mein College Herr Bachein
hat die ^?ache auf ei» anderes ^eld gebracht, als wohin sie
gehört. Ich mnß nochmals bemerken',daß das Wort „Be^
schluß", nm mich gewissermllße» trivial auszudrücken, viel
böses Blnt gesetzt hat. Wir »vollen nnn das Wort „Be-
schluß" erklären, und zwar in der Weise, daß derselbe nicht
ein Befehl ist, dem man z» gehorche» hat, sondern daß wir
das Wort gebraucht habeu' innerhalb der Bef,,guisse des
Prou. ^audtags i» Bez»g auf das Reglement des Instituts
von Brauweiler. Ich glaube, es ist nichts natürlicher, als
daß man dem Herr» Ober Präsidenten erwiedert: Du
»immst Anstoß an einem Worte, welches ja in der (Gesetz¬
gebung ganz in derselben Beziehung gebraucht worden ist,
wie wir es gebraucht haben. Wenn wir also irgend ein
Gesetz finden, worin das Wort „Beschluß" zur Anwendung
getommen ist, und dennoch der Inlialt des Beschlusses nur
einen Autrag bedeutet, so glaube ich, habeu wir etwas, wo¬
mit wir uns decken können. Das wird wohl nicht bestritten
werden, daß das Gesetz vom Jahre IK4'> noch zu Recht
besteht. Es wird Jeder von Ihnen zugeben, daß, wie es in dem
Gesetze heißt, wo von dem Ärmenwesen, der Polizeiuerwal-
tnng u. s. w. die Rede ist, der Gemeinderath hierüber
zwar zu beschließenhabe, — diese Beschlüsse sind aber nur
Gitachteu, und die Gemeinde ist verpflichtet, dasjenige, was
von der vorgesetzten Behörde angeordnet ist, zu befolgen.
Wärmn man nnn ein solches Gesetz, wenn es auch nur für
die Laudgemeiude» besteht, nicht allegiren kann, warum
man nicht darauf hinweise,, tann, daß die Staatsbehörde,
der Gesetzgeber, dasselbe Wo« in derselben Bedentnng ge¬
braucht hat, vermag ich nicht eiiiznsehen. Ich glaube also,
daß wir mit demselben Rech! »nd mit derselben Klugheit
ans die>e einzelnen Bestiinmnngen des Gesetzes verweisen
können. Was das aber mit der Verwaltung des Gemeinde-
Wesens zn thun hat, weiß ich in der That nicht. Wir ver¬
weisen auf ein vorhandenes Gesetz, das ist genügend.

Abgeordneter Himons: Ich bin mit den Ausführun¬
gen des Abgeordneten für Aachen ganz einverstanden, wenn
man jedoch Anstand nimmt an der Atlegirnng des frag¬
lichen Paragraphen, so giebt es noch eine' andere Gesetzes¬
stelle, auf die wir uus beziehe» tonnen, nämlich auf den tz.
4t> in dem Gesetz vom Jahre I>^4, betreffend die Nnord-
nnng der Pruvinzial-Stände für die Rheinprouinz; derselbe
lautet: „Die Mitglieder aller Stände der Rheinprovinzen
bilden eine ungetheilte Einheit; sie verhandeln die Gegen¬
stände gemeinschaftlich. Zn einem gültigen Beschlüsse
über solche Gegenstände, welche von Uns zur Berathung an
sie gewiefen, oder ihrem Beschlusse mit Vorbehalt unserer
Sanction überlassen, oder sonst zu unserer Kenntniß zu brin¬
gen sind, wird eine Stimmenmehrheit von zwei Dritttheilcn
erfordert."

Alfo hier werde» die Giltachte», welche z» Aiiträgen über
AllerhöchstePropositioiie» führen, ebenfalls Beschlüsse genannt.

Marsckall: Es hat Niemand weiter das Wort
verlangt-. wir können also zur Abstimmung schreiten. Das
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Auftrat sagt also, daß es zweckniäßig sei, eine Ansprach,,'
an den Herrn ^audtags^Commissar zn richten. Wir müssen
jedenfalls dieses Schreiben hören, und indem ich annehme,
daß Sie es hören wollen, bitte ich dasselbe zn verlesen.

(Der Referent verliest den Entwurf des betreffenden
Schreibens.)

Wollen die Herren nnn, daß die Stelle, worauf Herr
Ciinous hingedentet hat, mit hincingelegl werde?

l ^UstUUMUNss.)

Abgeordneter Vachen« Ich habe weiter nichts zu
beinerten, als daß ich die Worte „analog mit umer Besinn-
nning der Gemeinde-Ordnung" bis zu deu Worten „als
Gutachten zu erachten seien" entfernt wüujchc. Soust bin
ich aus deu bereits angeführte!: Gründen einverstanden.
Wenn aber die hohe Versammlung auf diese Worte ein
Gewicht legt, so ziehe ich meinen Antrag zurück.

Marsckall: Es hat Niemand dagegen gesprochen,
ich taun es demnach als genehmigt betrachten.

Abg. Graf v. Hocnsbroeck :Ich glaube, daß es sehr
zweckmäßigsein würde, wenn zur Verstärkung nnd «lar
stellung unserer Ansicht der von dem Herrn Abg. Simons
beantragte Znsatz mit hiueintame.

«Der Referent bemertt, daß der Ausschuß nichts dage¬
gen zu eriuueru habe.)

Marsckall: Der Herr Referent würde alfo den
Zusatz noch zu macheu habcu.

Die nächste Sitzuug wird, da jetzt nur wenig Material
vorliegt, erst am Donnerstag stattfinden.

Schluß der Sitzuug 1" < Uhr.)
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